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Die Ratsversammlung der Stadt Neumünster hat am 22.06.2004 folgende  
Rechnungsprüfungsordnung beschlossen: 

 
Präambel 

 
„Die Rechnungsprüfung leitet sich in ihren Ursprüngen aus der Haus-
halts- und Finanzkontrolle ab, die als Ausdruck der kommunalen 
Selbstverwaltung eine notwendige Ergänzung des Budgetrechtes ist, 
das auf kommunaler Ebene beim Rat bzw. Kreistag liegt. Diesen Gre-
mien obliegt die demokratische Kontrolle der Verwaltung mit der Si-
cherung des Gemeinwohls. Dazu werden sie von den Rechnungsprü-
fungsämtern unterstützt.“ (KGSt-Bericht 2/1997 „Rechnungsprüfung 
und das neue Steuerungsmodell“). 

 
Die Ratsversammlung der Stadt Neumünster hat am _Datum_ fol-
gende Rechnungsprüfungsordnung beschlossen: 
 
 
 
 
 

Präambel entfallen 
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Nach § 115 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fas-
sung v. 28.02.2003 (GO) ist das Rechnungsprüfungsamt (hier: FD 
Rechnungsprüfung) der Gemeindevertretung (hier: Ratsversamm-
lung) unmittelbar verantwortlich. Damit ist dem FD Rechnungsprü-
fung ein relativ hohes Maß an Unabhängigkeit und damit, institutio-
nell gesichert, ein Sonderstatus eingeräumt, der ihn zum einen zum 
Hilfsorgan der Ratsversammlung macht, ihm zum anderen gleichzeitig 
eine unabhängige Unterstützung der Ratsversammlung gewährleistet.  
 
Die Aufgaben des FD Rechnungsprüfung sind durch die GO festge-
legt; die Ratsversammlung, die Oberbürgermeisterin/der Oberbür-
germeister sowie der Hauptausschuss können darüber hinaus (Prüf-) 
Aufträge erteilen. Bei der Ausgestaltung der Maßnahmen, die für die 
Prüfung durchzuführen sind, einschließlich bei der Festlegung von 
Prioritäten, ist den Rechnungsprüfungsämtern generell ein fachlicher 
Ermessensspielraum eingeräumt. In den letzten Jahren ist die Prüfung 
der Verwaltung unter den Aspekten der Wirtschaftlichkeit und der 
Zweckmäßigkeit in den Vordergrund gerückt, ohne die unverzichtba-
re Bedeutung der Ordnungsmäßigkeitsprüfung aufzugeben. 
 
Das Leitmotiv der Rechnungsprüfung ist - ungeachtet ihrer immanen-
ten Kontrollfunktion -, zur Vermeidung oder Minderu ng von kosten-
trächtigen Fehlleistungen beizutragen. Sie ist im modernen Sinn nicht 
nur von der Fehlersuche, sondern von der Absicht geprägt, konstruk-
tiv an der Optimierung der Verwaltungsleistung mitzuwirken. Dabei 
sind die (gutachtliche) Beratung in der frühesten Phase der Verwal-
tungsaktivitäten (Planung), die begleitende und auch die nachgehende 
Prüfung gleichwertig. Die Verfahrensart wird jeweils von den Prüft-
hemen und von den vorhandenen sachlichen und personellen Ressour-
cen bestimmt. 
 
Dies vorausgeschickt wird folgende Rechnungsprüfungsordnung erlas-
sen: 
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Abschnitt I 

 
Stellung des FD Rechnungsprüfung 

 
§ 1 

 
Unabhängigkeit des FD Rechnungsprüfung 

 
(1) Der FD Rechnungsprüfung ist bei der Durchführung seiner Aufgaben 
unmittelbar der Ratsversammlung verantwortlich. Er kann sich in bedeut-
samen Angelegenheiten über die Oberbürgermeisterin/den Oberbürger-
meister an die Ratsversammlung wenden (§ 115 Abs. 1 GO). 
 
(2) Unbeschadet der Rechte der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeis-
ters und des Hauptausschusses nach § 115 Abs. 1 GO, Aufträge zur Prü-
fung zu erteilen, sind die Leiterin/der Leiter sowie die PrüferInnen des FD 
Rechnungsprüfung bei ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig und nicht an 
Weisungen gebunden. Weisungen oder Einwirkungen, die diese Unabhän-
gigkeit beeinträchtigen könnten, im Besonderen solche, Tatsachen in be-
stimmter Form zu werten oder bestimmte Mängel unbeachtet zu lassen, 
sind unzulässig. 
 
(3) Die unmittelbare Verantwortung des FD Rechnungsprüfung gegenüber 
der Ratsversammlung und seine sachlich/fachliche und persönliche Unab-
hängigkeit von Weisungen anderer Stellen berühren nicht die organisatori-
sche Zugehörigkeit des FD Rechnungsprüfung zur Stadtverwaltung und die 
allgemeine Dienstaufsicht.  
 

 
Abschnitt I 

 
Stellung des FD Rechnungsprüfung 

 
 

§ 1 

 
Unabhängigkeit des FD Rechnungsprüfung 

 
(1) Der FD Rechnungsprüfung ist bei der Durchführung seiner Aufga-
ben unmittelbar der Ratsversammlung verantwortlich. Er kann sich 
in bedeutsamen Angelegenheiten über die Oberbürgermeisterin/den 
Oberbürgermeister an die Ratsversammlung wenden (§ 115 Abs. 1 
GO). 
 
(2) Unbeschadet der Rechte der Oberbürgermeisterin/des Oberbür-
germeisters und des Hauptausschusses nach § 115 Abs. 1 GO, Auf-
träge zur Prüfung zu erteilen, sind die Leiterin/der Leiter sowie die 
Prüfer/innen des FD Rechnungsprüfung bei ihrer Prüfungstätigkeit 
unabhängig und nicht an Weisungen gebunden. 
Weisungen oder Einwirkungen, die diese Unabhängigkeit beeinträch-
tigen könnten, im Besonderen solche, Tatsachen in bestimmter Form 
zu werten oder bestimmte Mängel unbeachtet zu lassen, sind unzu-
lässig. 
 
(3) Die unmittelbare Verantwortung des FD Rechnungsprüfung ge-
genüber der Ratsversammlung und seine sachliche/fachliche und 
persönliche Unabhängigkeit von Weisungen anderer Stellen berühren 
nicht die organisatorische Zugehörigkeit des FD Rechnungsprüfung 
zur Stadtverwaltung und die allgemeine Dienstaufsicht. 

 
 
 



4 
 

 
§ 2 

 
Ratsversammlung und Eingabe- und Rechnungsprüfungsausschuss 

 
(1) Die Ratsversammlung bestellt die Leiterin/den Leiter und die Prüfe-
rInnen des FD Rechnungsprüfung und hebt die Bestellung auf (§ 115 
Abs.2 Satz 1 GO). 
Sie kann dem FD Rechnungsprüfung über die gesetzlichen Aufgaben (§ 
116 Abs. 1 GO) hinaus weitere Aufgaben übertragen (§ 116 Abs. 2 und 3 
GO). 
 
(2) Der Eingabe- und Rechnungsprüfungsausschuss hat als Rechnungsprü-
fungsausschuss keine selbständige Prüffunktion, sondern nach § 8 Abs. 2 
Buchst. b der Hauptsatzung die Aufgabe, den Beschluss über die Jahres-
rechnung vorzubereiten, Prüfungsanregungen zu erteilen und den FD 
Rechnungsprüfung bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Da-
zu gehört auch der Schutz der Unabhängigkeit des FD Rechnungsprüfung 
bei Wahrnehmung seiner Prüftätigkeit vor Einflussnahmen oder gar Sank-
tionen aus der Verwaltung. Er nimmt zu dem Schlussbericht des FD Rech-
nungsprüfung über die Jahresrechnung Stellung, bevor er an die Ratsver-
sammlung weitergeleitet wird. Der Eingabe- und Rechnungsprüfungsaus-
schuss kann dem FD Rechnungsprüfung im Rahmen der dem FD Rech-
nungsprüfung übertragenen Aufgaben Prüfungsanregungen geben. 

 
(3) Die Leiterin/der Leiter des FD Rechnungsprüfung hat das Recht, an den 
Sitzungen der Ratsversammlung zu ihrer/seiner Unterrichtung teilzuneh-
men. 
 
(4) Der FD Rechnungsprüfung informiert den Eingabe- und Rechnungs-
prüfungsausschuss über den Vorsitzenden des Ausschusses über seine 
Prüftätigkeit regelmäßig schriftlich in einem Dreimonatsrhythmus. 

 
§ 2 

 
Ratsversammlung und Finanz- und Rechnungs- 

prüfungsausschuss 

 
(1) Die Ratsversammlung bestellt die Leiterin/den Leiter und die Prü-
fer/innen des FD Rechnungsprüfung und hebt die Bestellung auf (§ 
115 Abs.2 Satz 1 GO). 
Sie kann dem FD Rechnungsprüfung über die gesetzlichen Aufgaben 
(§ 116 Abs. 1 GO) hinaus weitere Aufgaben übertragen (§ 116 Abs. 
2 und 3 GO).  
 
(2) Der Finanz- und Rechnungsprüfungsausschuss hat nach  
§ 8 Abs. 2 Buchst. g der Hauptsatzung u. a. die Aufgabe, den FD 
Rechnungsprüfung in der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. 
Er nimmt zu dem Bericht des FD Rechnungsprüfung über den Jah-
resabschluss und den Lagebericht Stellung, bevor er an die Ratsver-
sammlung weitergeleitet wird. Der Finanz- und Rechnungsprüfungs-
ausschuss kann dem FD Rechnungsprüfung im Rahmen der dem FD 
Rechnungsprüfung übertragenen Aufgaben Prüfungsanregungen ge-
ben. 
 
(3) Über seine Prüftätigkeit informiert der FD Rechnungsprüfung den 
Finanz- und Rechnungsprüfungsausschuss über dessen Vorsitzen-
de/n mindestens einmal jährlich. 
 
(4) Die Leiterin/der Leiter des FD Rechnungsprüfung hat das Recht, 
an den Sitzungen der Ratsversammlung sowie aller Ausschüsse ein-
schließlich der nichtöffentlichen Beratungen und Beschlussfassungen 
teilzunehmen. 
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§ 3 

 
Hauptausschuss, Oberbürgermeister/in, 

Sachgebietsleiter/in 
 
(1) Die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister und der Hauptaus-
schuss in der Wahrnehmung seiner Aufgaben nach § 45 b GO haben das 
Recht, dem FD Rechnungsprüfung Aufträge zur Prüfung der Verwaltung 
zu erteilen (§ 115 Abs. 1 Satz 2 und § 116 Abs. 3 GO). 
 
(2) Die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister hat für die personelle 
und sachliche Ausstattung des Fachdienstes zu sorgen und vertritt die An-
gelegenheiten des Fachdienstes gegenüber den Organen der Stadt. Die 
Sachgebietsleiterin/der Sachgebietsleiter, der/dem der FD Rechnungsprü-
fung zugeordnet ist, leitet die Einladungen und Sitzungsniederschriften der 
Ratsversammlung und des Hauptausschusses mit den dazu gehörenden 
Anlagen dem FD Rechnungsprüfung zu. 
 
(3) Der Hauptausschuss, die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister 
und die SachgebietsleiterInnen unterstützen den FD Rechnungsprüfung bei 
der insbesondere durch die Verwaltungsreform und die fortschreitende 
Informationsverarbeitung notwendigen Weiterentwicklung der Aufgaben-
erfüllung.  

 

 
§ 3 

 
Hauptausschuss, Oberbürgermeister/in,  

Sachgebietsleiter/in 

 
(1) Die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister und der Haupt-
ausschuss in der Wahrnehmung seiner Aufgaben nach § 45 b GO 
haben das Recht, dem FD Rechnungsprüfung Aufträge zur Prüfung 
der Verwaltung zu erteilen (§ 115 Abs. 1 Satz 2 und § 116 Abs. 3 
GO). 
 
(2) Die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister hat für die per-
sonelle und sachliche Ausstattung des Fachdienstes zu sorgen und 
vertritt die Angelegenheiten des Fachdienstes gegenüber den Orga-
nen der Stadt. Die Sachgebietsleiterin/der Sachgebietsleiter, 
der/dem der FD Rechnungsprüfung zugeordnet ist, leitet die Einla-
dungen der Ratsversammlung und des Hauptausschusses dem FD 
Rechnungsprüfung zu. 
 
(3) Der Hauptausschuss, die Oberbürgermeisterin/der Oberbürger-
meister und die Sachgebietsleiter/innen unterstützen den FD Rech-
nungsprüfung bei der insbesondere durch die Verwaltungsreform und 
die fortschreitende Informationsverarbeitung notwendigen Weiter-
entwicklung der Aufgabenerfüllung.  
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§ 4 

 
Zusammenarbeit mit den Dienststellen der Stadt 

 
(1) Die Fachbereiche, die Fachdienste, die Eigenbetriebe und die eigenbe-
triebsähnlichen Regiebetriebe haben den FD Rechnungsprüfung bei der 
Durchführung seiner Aufgaben zu unterstützen und seine Anfragen und 
Beanstandungen unverzüglich zu beantworten. Das gleiche gilt für die 
Gleichstellungsbeauftragte und den Personalrat, soweit gesetzliche Best-
immungen dem nicht entgegenstehen. Die Leiterin/der Leiter sowie die 
PrüferInnen des FD Rechnungsprüfung sind berechtigt, Ortsbesichtigungen 
durchzuführen und an Ort und Stelle zu prüfen. Im Rahmen ihrer Prüftä-
tigkeit können sie, soweit nicht Rechtsvorschriften entgegenstehen, Zutritt 
zu allen Diensträumen und die Öffnung von Behältnissen, insbesondere 
auch von Schreibtischen und Schränken verlangen. Die Leiterin/der Leiter 
und die PrüferInnen melden sich vor größeren Prüfungen bei der Fach-
dienstleiterin/dem Fachdienstleiter des zu prüfenden Fachdienstes an, ent-
sprechend beim Personalratsvorsitzenden und bei der Gleichstellungsbe-
auftragten.  
Der FD Rechnungsprüfung ist berechtigt, jede für die Prüfung notwendige 
Auskunft zu fordern. Insbesondere sind, soweit nicht Rechtsvorschriften 
entgegenstehen, Akten, Schriftstücke und sonstige Unterlagen auf Verlan-
gen vorzulegen, auszuhändigen oder zu übersenden sowie der Zugriff auf 
die elektronisch gespeicherten Datenbestände zu ermöglichen. Dazu gehö-
ren auch Zwischen- und Jahresabschlüsse, Unterlagen des Zentral- und 
Fachbereichscontrollings, Drucksachen, Einladungen zu Sitzungen städti-
scher Gremien und Niederschriften/Protokolle über deren Sitzungen sowie 
Vermerke, Protokolle u.Ä. über sonstige Sitzungen (Arbeitsgruppen pp.) 
usw. Datenschutzrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt. 
 
 
 

 

§ 4 

 
Zusammenarbeit mit den Dienststellen der Stadt 

 
(1) Die Sachgebiete, die Fachdienste, die Eigenbetriebe und die ei-
genbetriebsähnlichen Regiebetriebe haben den FD Rechnungsprüfung 
bei der Durchführung seiner Aufgaben zu unterstützen und seine 
Anfragen und Beanstandungen unverzüglich zu beantworten. Das 
gleiche gilt für die Gleichstellungsbeauftragte und den Personalrat, 
soweit gesetzliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen. Die 
Leiterin/der Leiter sowie die Prüfer/innen des FD Rechnungsprüfung 
sind berechtigt, Ortsbesichtigungen durchzuführen und an Ort und 
Stelle zu prüfen. Im Rahmen ihrer Prüftätigkeit können sie, soweit 
nicht Rechtsvorschriften entgegenstehen, Zutritt zu allen Diensträu-
men und die Öffnung von Behältnissen, insbesondere auch von 
Schreibtischen und Schränken verlangen. Die Leiterin/der Leiter und 
die Prüfer/innen melden sich vor größeren Prüfungen bei der Fach-
dienstleiterin/dem Fachdienstleiter des zu prüfenden Fachdienstes 
an, entsprechend beim Personalratsvorsitzenden und bei der Gleich-
stellungsbeauftragten. Der FD Rechnungsprüfung ist berechtigt, jede 
für die Prüfung notwendige Auskunft zu fordern. Insbesondere sind, 
soweit nicht Rechtsvorschriften entgegenstehen, Akten, Schriftstücke 
und sonstige Unterlagen auf Verlangen vorzulegen, auszuhändigen 
oder zu übersenden sowie der Zugriff auf die elektronisch gespei-
cherten Datenbestände zu ermöglichen. Dazu gehören auch Zwi-
schen- und Jahresabschlüsse, Unterlagen des Zentral- und Sachge-
bietscontrollings, Drucksachen, Einladungen zu Sitzungen städtischer 
Gremien und Niederschriften/Protokolle über deren Sitzungen sowie 
Vermerke, Protokolle u.Ä. über sonstige Sitzungen (Arbeitsgruppen 
pp.) usw.  
Datenschutzrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt. 
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(2) Die Fachbereiche, die eigenbetriebsähnlichen Regiebetriebe und die 
Eigenbetriebe sowie der Personalrat und die Gleichstellungsbeauftragte 
haben den FD Rechnungsprüfung rechtzeitig zu beteiligen, wenn Änderun-
gen in Haushalts-, Kassen- und Rechnungsangelegenheiten beabsichtigt 
sind oder wesentliche organisatorische Neueinrichtungen/Umstrukturie-
rungen und dergleichen geschaffen bzw. durchgeführt werden sollen. Dem 
Fachdienst Rechnungsprüfung muss vor einer Entscheidung ausreichend 
Zeit zugestanden werden, sich gutachtlich äußern zu können. In Einzelfäl-
len sind entsprechende Vereinbarungen über die Zusammenarbeit zu tref-
fen.  
 

(3) Vordrucke, die für das Kassen- und Rechnungswesen verwendet wer-
den sollen, sind, bevor sie eingeführt oder geändert werden, dem FD Rech-
nungsprüfung zur Begutachtung vorzulegen. Gutscheine und geldwerte 
Drucksachen dürfen nur nach Anhörung des FD Rechnungsprüfung einge-
führt werden. 
 

(4) Die zuständigen Fachbereiche haben den FD Rechnungsprüfung bei der 
Einführung oder Änderung von Verfahren auf dem Gebiet der technikun-
terstützten Informationsverarbeitung zu beteiligen. Der FD Rechnungsprü-
fung soll beratend mitwirken. Ihm ist Gelegenheit zu geben, die Verfahren 
mit eigenen Testfällen zu prüfen. Die dafür erforderliche Hard- und Soft-
ware muss bereitgestellt werden. Programmänderungen sind dem FD 
Rechnungsprüfung mitzuteilen. Bei schwerwiegenden Störungen, die beim 
Einsatz von IuK-Technik auftreten, ist der FD Rechnungsprüfung unver-
züglich zu unterrichten. Dies gilt sowohl für zentrale als auch für dezentra-
le Systeme. 
 

(5) Die Fachbereiche und die Fachdienste sowie die kostenrechnenden Ein-
richtungen und Regiebetriebe haben in ihrer jeweiligen Zuständigkeit dem 
FD Rechnungsprüfung folgende Unterlagen (ggf. in Abschrift) zu übersen-
den: 
 

a)  Verfügungen, Vorschriften usw., durch die Bestimmungen des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen berührt werden, 

(2) Die Fachdienste, die eigenbetriebsähnlichen Regiebetriebe und 
die Eigenbetriebe sowie der Personalrat und die Gleichstellungsbe-
auftragte haben den FD Rechnungsprüfung rechtzeitig zu beteiligen, 
wenn Änderungen in Haushalts-, Kassen- und Rechnungsangelegen-
heiten beabsichtigt sind oder wesentliche organisatorische Neuein-
richtungen/Umstrukturierungen und dergleichen geschaffen bzw. 
durchgeführt werden sollen. Dem Fachdienst Rechnungsprüfung 
muss vor einer Entscheidung ausreichend Zeit zugestanden werden, 
sich gutachtlich äußern zu können. In Einzelfällen sind entsprechen-
de Vereinbarungen über die Zusammenarbeit zu treffen.  
 
(3) Vordrucke, die für das Kassen- und Rechnungswesen verwendet 
werden sollen, sind, bevor sie eingeführt oder geändert werden, dem 
FD Rechnungsprüfung zur Begutachtung vorzulegen. Gutscheine und 
geldwerte Drucksachen dürfen nur nach Anhörung des FD Rech-
nungsprüfung eingeführt werden. 
 

(4) Die zuständigen Fachdienste haben den FD Rechnungsprüfung 
bei der Einführung oder Änderung von Verfahren auf dem Gebiet der 
technikunterstützten Informationsverarbeitung zu beteiligen. Der FD 
Rechnungsprüfung soll beratend mitwirken. Ihm ist Gelegenheit zu 
geben, die Verfahren mit eigenen Testfällen zu prüfen. Die dafür er-
forderliche Hard- und Software muss bereitgestellt werden. 
Programmänderungen sind dem FD Rechnungsprüfung mitzuteilen. 
Bei schwerwiegenden Störungen, die beim Einsatz von IuK-Technik 
auftreten, ist der FD Rechnungsprüfung unverzüglich zu unterrich-
ten. Dies gilt sowohl für zentrale als auch für dezentrale Systeme. 
 
(5) Die Fachdienste sowie die kostenrechnenden Einrichtungen und 
Regiebetriebe haben in ihrer jeweiligen Zuständigkeit dem FD Rech-
nungsprüfung folgende Unterlagen (ggf. in Abschrift) zu übersenden: 
 

a) Verfügungen, Vorschriften usw., durch die Bestimmungen 
des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen berührt wer-
den, 
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b)  Abgabenordnungen (Steuern, Beiträge, Gebühren), Tarife, an-
dere allgemeine privatrechtliche Entgelte und amtliche Preis-
verzeichnisse über Lieferungen und Leistungen, 

 

c)  Verfügungen, durch die Verwaltungsmitarbeiterinnen und -
mitarbeiter zur Abgabe von Verpflichtungserklärungen, Rich-
tigkeitsbescheinigungen oder zur Vollziehung von Kassenano-
rdnungen ermächtigt werden, 

 

d)  die Tagesordnungen (mit Anlagen) und die Sitzungsnieder-
schriften der Fachausschüsse. (Die Einladungen und Nieder-
schriften der Ratsversammlung und des Hauptausschusses 
werden dem FD Rechnungsprüfung von dem/der für ihn zu-
ständigen Sachgebietsleiter/in zugeleitet (siehe § 3 Abs. 2)). 

 

Das Gleiche gilt entsprechend für den Personalrat und die Gleichstellungs-
beauftragte (außer Buchstabe d). 
 

(6) Prüfungsberichte übergeordneter oder sonstiger Stellen (z.B. Bundes-
rechnungshof, Landesrechnungshof, Finanzamt, Wirtschaftsprüfer usw.) 
sind dem FD Rechnungsprüfung zur Kenntnisnahme zuzuleiten. Die Leite-
rin/der Leiter des FD Rechnungsprüfung oder ein Vertreter ist zu den 
Schlussbesprechungen hinzuzuziehen. 
 

(7) Die Fachbereiche, Fachdienste, die eigenbetriebsähnlichen Regiebe-
triebe, die Eigenbetriebe, der Personalrat, die Gleichstellungsstelle sowie 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung Neumünster 
sind verpflichtet, den FD Rechnungsprüfung unverzüglich zu unterrichten, 
wenn sich ein Verdacht auf dienstliche Verfehlungen oder auf Unregelmä-
ßigkeiten ergibt, durch die ein Vermögensschaden für die Stadt entstanden 
ist, entstanden sein kann oder zu entstehen droht. Das gleiche gilt für Ver-
luste durch strafbare Handlungen (Diebstahl, Raub usw.) sowie für Kassen-
fehlbestände. Beim Personalrat und der Gleichstellungsstelle gilt die Ver-
pflichtung zur Unterrichtung nur, soweit rechtliche Bestimmungen nicht 
dagegen sprechen. 

b) Abgabenordnungen (Steuern, Beiträge, Gebühren), Tari-
fe, andere allgemeine privatrechtliche Entgelte und amtliche 
Preisverzeichnisse über Lieferungen und Leistungen, 

 
c) Verfügungen, durch die Verwaltungsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeiter zur Abgabe von Verpflichtungserklärungen, 
Richtigkeitsbescheinigungen oder zur Vollziehung von Kas-
senanordnungen ermächtigt werden, 

 
d) die Tagesordnungen der Fachausschüsse. (Die Einladun-
gen der Ratsversammlung und des Hauptausschusses wer-
den dem FD Rechnungsprüfung von dem/ der für ihn zu-
ständigen Sachgebietsleiter/in zugeleitet (siehe § 3 Abs. 2)). 

 
Das Gleiche gilt entsprechend für den Personalrat und die Gleichstel-
lungsbeauftragte (außer Buchstabe d). 
 
(6) Prüfungsberichte übergeordneter oder sonstiger Stellen (z.B. 
Bundesrechnungshof, Landesrechnungshof, Finanzamt, Wirtschafts-
prüfer usw.) sind dem FD Rechnungsprüfung zur Kenntnisnahme 
zuzuleiten. Die Leiterin/der Leiter des FD Rechnungsprüfung oder ein 
Vertreter ist zu den Schlussbesprechungen hinzuzuziehen. 
 
(7) Die Sachgebiete, Fachdienste, die eigenbetriebsähnlichen Regie-
betriebe, die Eigenbetriebe, der Personalrat, die Gleichstellungsstelle 
sowie alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung 
Neumünster sind verpflichtet, den FD Rechnungsprüfung unverzüg-
lich zu unterrichten, wenn sich ein Verdacht auf dienstliche Verfeh-
lungen oder auf Unregelmäßigkeiten ergibt, durch die ein Vermö-
gensschaden für die Stadt entstanden ist, entstanden sein kann oder 
zu entstehen droht. Das gleiche gilt für Verluste durch strafbare 
Handlungen (Diebstahl, Raub usw.) sowie für Kassenfehlbestände. 
Beim Personalrat und der Gleichstellungsstelle gilt die Verpflichtung 
zur Unterrichtung nur, soweit rechtliche Bestimmungen nicht dage-
gen sprechen. 
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(8) Eigenbetriebsähnliche Regiebetriebe und Eigenbetriebe mit kaufmänni-
scher Buchführung oder betriebswirtschaftlichen Abschlüssen (Betriebsab-
rechnung) haben ihre Jahresabschlüsse dem FD Rechnungsprüfung be-
kannt zu geben. 
 

 
(8) Eigenbetriebsähnliche Regiebetriebe und Eigenbetriebe mit 
kaufmännischer Buchführung oder betriebswirtschaftlichen Abschlüs-
sen (Betriebsabrechnung) haben ihre Jahresabschlüsse dem FD 
Rechnungsprüfung bekannt zu geben. 
 

 

 
Abschnitt II 

 
Aufgaben des FD Rechnungsprüfung 

 
§ 5 

 
Durch Gesetz übertragene Aufgaben (§ 116 Abs. 1 GO) 

 
Der FD Rechnungsprüfung hat folgende gesetzliche Aufgaben: 
 
1. die Prüfung der Jahresrechnung (§ 94 GO), 
2. die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur Vorbereitung 

der Prüfung der Jahresrechnung, 
3. die dauernde Überwachung der Kassen der Stadt Neumünster und ggf. 

ihrer eigenbetriebs- ähnlichen Regiebetriebe und ihrer Eigenbetriebe 
und anderer Sondervermögen sowie die Vornahme der regelmäßigen 
und unvermuteten Kassenprüfungen, 

4. die Prüfung der Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit der Verwaltung, ggf. der eigenbetriebsähnlichen Regiebetrie-
be und der Eigenbetriebe und anderer Sondervermögen (dazu zählen 
auch die Abrechnungen von Landes- und Bundesmitteln). 

 

 
Abschnitt II 

 
Aufgaben des FD Rechnungsprüfung 

 
 

§ 5 

 
Durch Gesetz übertragene Aufgaben (§ 116 Abs. 1 GO) 

 
Der FD Rechnungsprüfung hat folgende gesetzliche Aufgaben: 
 
1. die Prüfung des Jahresabschlusses (§ 95 n GO), 
2. die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur Vorbe-

reitung der Prüfung des Jahresabschlusses, 
3. die dauernde Überwachung der Kassen der Stadt Neumünster 

und ggf. ihrer eigenbetriebsähnlichen Regiebetriebe und ihrer Ei-
genbetriebe und anderer Sondervermögen sowie die Vornahme 
der regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfungen, 

4. die Prüfung der Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit der Verwaltung, ggf. der eigenbetriebsähnlichen Regiebe-
triebe und der Eigenbetriebe und anderer Sondervermögen; dazu 
zählen auch die Abrechnungen von Landes- und Bundesmitteln. 
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§ 6 

 
Durch die Ratsversammlung übertragene Aufgaben (§ 116 Abs. 2 GO) 
 
Dem FD Rechnungsprüfung werden folgende Aufgaben übertragen: 
 

1.  die Prüfung der Vorräte und Vermögensbestände, 
2.  die Prüfung der Vergaben, 
3.  die Prüfung der Betätigung der Stadt als Gesellschafterin oder Aktionä-

rin, Mitwirkung durch Prüfrecht/Prüfpflicht bei den städtischen Gesell-
schaften entsprechend den Gesellschaftsver-trägen, 

4.  die Prüfung der Stiftungen, 
5.  die Prüfung des Jahresabschlusses aufgrund des Nutzungsvertrages zwi-

schen der Stadt Neu-münster und dem Kreissportverband über das 
Grundstück Lensterstrand, 

6.  die Prüfung der Kassengeschäfte der Kleingärtnerorganisationen, 
7.  die Prüfung der Gesamtfinanzierung der von der Stadt bezuschussten 

Maßnahmen bei außerhalb der Stadtverwaltung stehenden Stellen (na-
türliche und juristische Personen sowie Personenvereinigungen, Organi-
sationen usw.). 

 

§ 6 

 

Durch die Ratsversammlung übertragene Aufgaben 

(§ 116 Abs. 2 GO) 

 
Dem FD Rechnungsprüfung werden folgende Aufgaben übertragen: 
 

1. die Prüfung der Vorräte und Vermögensbestände, 
2. die Prüfung der Vergaben, 
3. die Prüfung der Betätigung der Stadt als Gesellschafterin oder 
Aktionärin, Mitwirkung durch Prüfrecht/Prüfpflicht bei den städti-
schen Gesellschaften entsprechend den Gesellschaftsverträgen, 
4. die Prüfung der Stiftungen, 
5. die Prüfung des Jahresabschlusses aufgrund des Nutzungsvertra-
ges zwischen der Stadt Neumünster und dem Kreissportverband 
über das Grundstück Lensterstrand, 
6. die Prüfung der Kassengeschäfte der Kleingärtnerorganisationen, 
7. die Prüfung der Gesamtfinanzierung der von der Stadt bezu-
schussten Maßnahmen bei außerhalb der Stadtverwaltung stehenden 
Stellen (natürliche und juristische Personen sowie Personenvereini-
gungen, Organisationen usw.). 

 

 
§ 7 

 
Sonstige Aufgaben 

 
Der FD Rechnungsprüfung hat sich gutachtlich zu einer Planung oder 
Maßnahme zu äußern, wenn die Ratsversammlung oder die Oberbürger-
meisterin/der Oberbürgermeister oder der Hauptausschuss in der Wahr-
nehmung seiner Aufgaben nach § 45 b GO es verlangt (§ 116 Abs. 3 GO). 

 

§ 7 

 
Sonstige Aufgaben 

 
Der FD Rechnungsprüfung hat sich gutachtlich zu einer Planung oder 
Maßnahme zu äußern, wenn die Ratsversammlung oder die Oberbür-
germeisterin/der Oberbürgermeister oder der Hauptausschuss in der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben nach § 45 b GO es verlangt (§ 116 
Abs. 3 GO). 
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Abschnitt III 

 
Aufgaben der Leiterin/des Leiters und der PrüferInnen 

 
§ 8 

 
Besetzung des FD Rechnungsprüfung 

 
Der FD Rechnungsprüfung besteht aus der Leiterin/dem Leiter, den Prüfe-
rinnen/Prüfern und weiteren Dienstkräften.  
Eine(r) der Prüferinnen/Prüfer soll die Befähigung zum gehobenen techni-
schen Dienst (Fachrichtung Hoch- oder Tiefbau) besitzen. 
 

 

Abschnitt III 
 

Aufgaben der Leiterin/des Leiters und  

der Prüfer/innen 
 

§ 8 

 
Besetzung des FD Rechnungsprüfung 

 
Der FD Rechnungsprüfung besteht aus der Leiterin/dem Leiter, den 
Prüferinnen/Prüfern und weiteren Dienstkräften.  
Eine/r der Prüfer/innen soll die Qualifikation zum/zur Bauingenieur/in 
(FH) bzw. Bachelor of Engineering, Fachrichtung Bauingenieurwesen 
oder eine vergleichbare Qualifikation besitzen. 
 

 

 
§ 9 

 
Aufgaben der Leiterin/des Leiters 

 
(1) Die Leiterin/der Leiter ist Vorgesetzte(r) der PrüferInnen und der wei-
teren Dienstkräfte des FD Rechnungsprüfung. 
 
(2) Die Leiterin/der Leiter stellt in Abstimmung mit den Prüferinnen und 
Prüfern den Prüfplan auf. Sie/er ist neben den Prüferinnen/Prüfern dafür 
verantwortlich, dass die Prüfungen rechtzeitig und ordnungsgemäß durch-
geführt werden. Sie/er ist berechtigt, Ausnahmen von dem Umfang und der 
Häufigkeit der Prüfungen zuzulassen, sofern die dienstlichen Interessen es 
erfordern und die Sicherheit der Haushalts- und Kassenführung nicht ge-
fährdet wird und soweit gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen. 
 

 
§ 9 

 

Aufgaben der Leiterin/des Leiters 

 
(1) Die Leiterin/der Leiter ist Vorgesetzte/r der Prüfer/innen und der 
weiteren Dienstkräfte des FD Rechnungsprüfung. 
 
(2) Die Leiterin/der Leiter stellt in Abstimmung mit den Prüferinnen 
und Prüfern den Prüfplan auf. Sie/er ist neben den Prüferin-
nen/Prüfern dafür verantwortlich, dass die Prüfungen rechtzeitig und 
ordnungsgemäß durchgeführt werden. Sie/er ist berechtigt, Aus-
nahmen von dem Umfang und der Häufigkeit der Prüfungen zuzulas-
sen, sofern die dienstlichen Interessen es erfordern und die Sicher-
heit der Haushalts- und Kassenführung nicht gefährdet wird und so-
weit gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen. 
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(3) Sie/er erstellt den Schlussbericht über die Prüfung der Jahresrechnung 
in Zusammenarbeit mit den Prüferinnen und Prüfern. 
 
(4) Werden größere Unregelmäßigkeiten und dienstliche Verfehlungen 
festgestellt, so unterrichtet sie/er unverzüglich den Eingabe- und Rech-
nungsprüfungsausschuss, die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister 
und die zuständige Sachgebietsleiterin/den zuständigen Sachgebietsleiter 

(3) Sie/er erstellt den Schlussbericht über die Prüfung des Jahresab-
schlusses in Zusammenarbeit mit den Prüferinnen und Prüfern. 
 
(4) Werden größere Unregelmäßigkeiten und dienstliche Verfehlun-
gen festgestellt, so unterrichtet sie/er unverzüglich den Finanz- und 
Rechnungsprüfungsausschuss, die Oberbürgermeisterin/den Ober-
bürgermeister und die zuständige Sachgebietsleiterin/den zuständi-
gen Sachgebietsleiter. 

 

 
§ 10 

 
Aufgaben der PrüferInnen 

 
(1) Die PrüferInnen haben die in dem ihnen zugewiesenen Prüfungsbereich 
anfallenden Prüfungsgeschäfte unaufgefordert, rechtzeitig und nach bestem 
Wissen und Gewissen mit der gebotenen Gründlichkeit durchzuführen. Sie 
sind verpflichtet, von allen besonderen Wahrnehmungen und Mängeln, 
insbesondere bei Verdacht von Veruntreuungen und sonstigen Unregelmä-
ßigkeiten, die Leiterin/den Leiter sofort zu unterrichten. 
 
(2) Zu Beginn jeder Prüfung hat die Prüferin/der Prüfer die jeweilig be-
troffene Fachdienstleiterin/den jeweilig betroffenen Fachdienstleiter und 
diese/dieser die zuständige Fachbereichsleiterin/den zuständigen Fachbe-
reichsleiter sowie die zuständige Sachgebietsleiterin/den zuständigen 
Sachgebietsleiter zu unterrichten, beim Personalrat dessen Vorsitzende/n, 
bei der Gleichstellungsstelle die Gleichstellungsbeauftragte. Bei unvermu-
teten Kassen- und Bestandsprüfungen geschieht dies unmittelbar nach der 
Bestandsaufnahme. 
Prüfungen im Sinne dieses Absatzes sind nicht die im Rahmen der sachli-
chen Belegprüfung in Stichproben vorzunehmenden Einzelfeststellungen 
(Massen-, Mengen-, Qualitätsvergleiche usw.), die Prüfung einzelner Ak-
ten und Vorgänge und die in Erledigung der Aufgaben der technischen  
 

 
§ 10 

 

Aufgaben der Prüfer/innen 

 
(1) Die Prüfer/innen haben die in dem ihnen zugewiesenen Prü-
fungsbereich anfallenden Prüfungsgeschäfte unaufgefordert, recht-
zeitig und nach bestem Wissen und Gewissen mit der gebotenen 
Gründlichkeit durchzuführen. Sie sind verpflichtet, von allen beson-
deren Wahrnehmungen und Mängeln, insbesondere bei Verdacht von 
Veruntreuungen und sonstigen Unregelmäßigkeiten, die Leiterin/den 
Leiter sofort zu unterrichten. 
 
(2) Zu Beginn jeder Prüfung hat die Prüferin/der Prüfer die jeweilig 
betroffene Fachdienstleiterin/den jeweilig betroffenen Fachdienstlei-
ter und diese/dieser die zuständige Sachgebietsleiterin/den zustän-
digen Sachgebietsleiter zu unterrichten, beim Personalrat dessen 
Vorsitzende/n, bei der Gleichstellungsstelle die Gleichstellungsbeauf-
tragte. Bei unvermuteten Kassen- und Bestandsprüfungen geschieht 
dies unmittelbar nach der Bestandsaufnahme. 
Prüfungen im Sinne dieses Absatzes sind nicht die im Rahmen der 
sachlichen Belegprüfung in Stichproben vorzunehmenden Einzelfest-
stellungen (Massen-, Mengen-, Qualitätsvergleiche usw.), die Prü-
fung einzelner Akten und Vorgänge und die in Erledigung der Aufga-
ben der technischen Prüferin/des technischen Prüfers laufend not-
wendigen Bauprüfungen und -begehungen. 
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Prüferin/des technischen Prüfers laufend notwendigen Bauprüfungen und -
begehungen. 
 
(3) Art und Umfang der Prüfung sind den PrüferInnen im Rahmen ihres 
Prüfungsauftrages und der von der Leiterin/dem Leiter erteilten generellen 
Weisungen überlassen. 
 
(4) Die PrüferInnen haben über alle Wahrnehmungen, die sie bei ihrer Prü-
fungstätigkeit machen, strengste Verschwiegenheit zu bewahren. Sie haben 
sich bei ihren Prüfungen aller Handlungen und Äußerungen zu enthalten, 
die sich gegen die für den Prüfungsgegenstand verantwortlichen Verwal-
tungsangehörigen persönlich richten und nicht zur Durchführung der Prü-
fung notwendig sind. 
 
(5) Bei umfassenden Prüfungen, über die ein abschließender Bericht erstat-
tet wird, sollen die FachdienstleiterInnen der geprüften Fachdienste, beim 
Personalrat dessen Vorsitzende/r und bei der Gleichstellungsstelle die 
Gleichstellungsbeauftragte über den Stand der Prüfung auf dem Laufenden 
gehalten werden, falls nicht Prüfungsgründe dagegen sprechen. Bevor bei 
umfassenden Prüfungen der abschließende Bericht gefertigt wird, ist das 
Ergebnis der Prüfung mit den Beteiligten zu besprechen. 
 
(6) Geprüfte Kassenbelege, Rechnungen und dergleichen werden mit dem 
Vermerk „geprüft“ und dem Handzeichen der Prüferin/des Prüfers verse-
hen. 
 

(3) Art und Umfang der Prüfung sind den Prüferinnen/Prüfern im 
Rahmen ihres Prüfungsauftrages und der von der Leiterin/dem Leiter 
erteilten generellen Weisungen überlassen. 
 
(4) Die Prüfer/innen haben über alle Wahrnehmungen, die sie bei 
ihrer Prüfungstätigkeit machen, strengste Verschwiegenheit zu be-
wahren. Sie haben sich bei ihren Prüfungen aller Handlungen und 
Äußerungen zu enthalten, die sich gegen die für den Prüfungsgegen-
stand verantwortlichen Verwaltungsangehörigen persönlich richten 
und nicht zur Durchführung der Prüfung notwendig sind. 
 
(5) Bei umfassenden Prüfungen, über die ein abschließender Bericht 
erstattet wird, sollen die Fachdienstleiter/innen der geprüften Fach-
dienste, beim Personalrat dessen Vor-sitzende/r und bei der Gleich-
stellungsstelle die Gleichstellungsbeauftragte über den Stand der 
Prüfung auf dem Laufenden gehalten werden, falls nicht Prüfungs-
gründe dagegen sprechen. Bevor bei umfassenden Prüfungen der 
abschließende Bericht gefertigt wird, ist das Ergebnis der Prüfung mit 
den Beteiligten zu besprechen. 
 
(6) Geprüfte Kassenbelege, Rechnungen und dergleichen werden mit 
dem Vermerk „geprüft“ und dem Handzeichen der Prüferin/des Prü-
fers versehen. 
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Abschnitt IV 

 
Prüfungsberichte und Auswertung 

 
§ 11 

 
 

Prüfungsberichte 
 
(1) Die Prüfungsberichte sind objektiv und unvoreingenommen zu erstat-
ten. Sie sollen sich auf Tatbestände, Mängel und die sich aus dem Prü-
fungsergebnis ergebenden Erkenntnisse und Vorschläge beschränken. 
 
(2) Prüfungsberichte werden grundsätzlich von der Prüferin/dem Prüfer 

unterschrieben.  
 
(3) Prüfberichte von übergeordneter Bedeutung werden von der Leite-
rin/dem Leiter und den Prüfern/Prüferinnen unterzeichnet. Durch ihre Un-
terschrift übernehmen sie gemeinsam die Verantwortung für den Inhalt der 
Prüfungsbemerkungen. 
Die Verantwortung dafür, dass die Tatbestände richtig festgestellt sind, 
trägt die Prüferin/der Prüfer allein. 
 
(4) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen LeiterIn und PrüferIn über 
den Inhalt von Prüfungsberichten legt die Leiterin/der Leiter ihre/seine 
Auffassung gesondert dar.  
 

 
Abschnitt IV 

 
Prüfungsberichte und Auswertung 

 
 

§ 11 

 

Prüfungsberichte 

 
(1) Die Prüfungsberichte sind objektiv und unvoreingenommen zu 
erstatten. Sie sollen sich auf Tatbestände, Mängel und die sich aus 
dem Prüfungsergebnis ergebenden Er-kenntnisse und Vorschläge 
beschränken. 
 
(2) Prüfungsberichte werden grundsätzlich von der Prüferin/dem Prü-
fer unterschrieben. 
 
(3) Prüfungsberichte von übergeordneter Bedeutung werden von der 
Leiterin/dem Leiter und den Prüfern/Prüferinnen unterzeichnet. 
Durch ihre Unterschrift übernehmen sie gemeinsam die Verantwor-
tung für den Inhalt der Prüfungsbemerkungen. 
Die Verantwortung dafür, dass die Tatbestände richtig festgestellt 
sind, trägt die Prüferin/der Prüfer allein. 
 
(4) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen LeiterIn und PrüferIn 
über den Inhalt von Prüfungsberichten legt die Leiterin/der Leiter 
ihre/seine Auffassung gesondert dar. 
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§ 12 

 
Auswertung der Prüfungsberichte 

 
(1) Die Prüfungsberichte werden den betroffenen Dienststellen grundsätz-
lich über die Sachgebietsleiterin/den Sachgebietsleiter und die Fachbe-
reichsleiterin/den Fachbereichsleiter zur Stellung- nahme zugeleitet. Der 
Personalrat und die Gleichstellungsbeauftragte erhalten die sie betreffen-
den Prüfungsberichte und -bemerkungen unmittelbar zur Stellungnahme. 
Prüfungsberichte und -bemerkungen von geringerer Bedeutung können 
direkt den Dienststellen - ohne Einschaltung der Sachgebietsleiterin/des 
Sachgebietsleiters und der Fachbereichsleiterin/des Fachbereichsleiters - 
zugeleitet werden (z. B. Prüfung von Einzelfällen und -vorgängen). 
 
(2) Die Prüfungsberichte, die Vorschläge für die Organisation, die Perso-
nalbesetzung und den Haushalt enthalten, werden auch dem Fachbereich I 
über die zuständige Sachgebietsleiterin/den zuständigen Sachgebietsleiter 
übersandt.  
 

 
§ 12 

 

Auswertung der Prüfungsberichte 

 
(1) Die Prüfungsberichte werden den betroffenen Dienststellen 
grundsätzlich über die Sachgebietsleiterin/den Sachgebietsleiter und 
die Fachdienstleiterin/den Fachdienstleiter zur Stellungnahme zuge-
leitet. Der Personalrat und die Gleichstellungsbeauftragte erhalten 
die sie betreffenden Prüfungsberichte und -bemerkungen unmittelbar 
zur Stellungnahme. Prüfungsberichte und -bemerkungen von gerin-
gerer Bedeutung können direkt den Dienststellen -ohne Einschaltung 
der Sachgebietsleiterin/des Sachgebietsleiters und der Fachdienstlei-
terin/des Fachdienstleiters- zugeleitet werden (z. B. Prüfung von 
Einzelfällen und -vorgängen). 
 
(2) Die Prüfungsberichte, die Vorschläge für die Organisation, die 
Personalbesetzung und den Haushalt enthalten, werden außerdem 
dem Fachdienst Zentrale Verwaltung und Personal über die zuständi-
ge Sachgebietsleiterin/den zuständigen Sachgebietsleiter übersandt. 

 

 
§ 13 

 
Berichte an Gremien 

 
Alle schriftlichen Berichte des FD Rechnungsprüfung, die zur Vorlage an 
die dafür zuständigen städtischen Gremien bestimmt sind, werden diesen 
über die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister vorgelegt. Die Ober-
bürgermeisterin/der Oberbürgermeister kann ggf. eine Stellungnahme der 
Verwaltung aus ihrer/seiner Sicht abgeben und der Vorlage beifügen.  
Beabsichtigt die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister keine Stel-
lungnahme abzugeben, hat sie/er den Bericht unverzüglich weiterzuleiten; 

 
§ 13 

 

Berichte an Gremien 

 
Alle schriftlichen Berichte des FD Rechnungsprüfung, die zur Vorlage 
an die dafür zu-ständigen städtischen Gremien bestimmt sind, wer-
den diesen über die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister 
vorgelegt. Die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister kann ggf. 
eine Stellungnahme der Verwaltung aus ihrer/seiner Sicht abgeben 
und der Vorlage beifügen. 
Beabsichtigt die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister, keine 
Stellungnahme abzugeben, so hat sie/er den Bericht unverzüglich 
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anderenfalls leitet sie/er den Bericht mit der Stellungnahme weiter, die 
innerhalb einer der jeweiligen Falllage angemessenen Bearbeitungszeit zu 
erstellen ist. 
Soweit sich Berichte an den Eingabe- und Rechnungsprüfungsausschuss 
nach § 2 Abs. 4 auf Tätigkeitsberichte beschränken (ohne dass zugleich 
Prüfberichte vorgelegt werden), kann abweichend von Satz 1 davon der 
Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister der Bericht lediglich in Ko-
pie zur Kenntnis gegeben werden. 
 

weiterzuleiten; anderenfalls leitet sie/er den Bericht mit der Stel-
lungnahme weiter, die innerhalb einer der jeweiligen Fall-Lage an-
gemessenen Bearbeitungszeit zu erstellen ist. 
Soweit sich Berichte an den Finanz- und Rechnungsprüfungsaus-
schuss nach § 2 Abs. 4 auf Tätigkeitsberichte beschränken (ohne 
dass zugleich Prüfungsberichte vorgelegt werden), kann abweichend 
von Satz 1 davon der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister 
der Bericht lediglich in Kopie zur Kenntnis gegeben werden. 

 

 
Abschnitt V 

 
Durchführung der Prüfungen 

 
§ 14 

 
Prüfung der Jahresrechnung 

 
(1) Bei der Jahresrechnung und den dazugehörigen Unterlagen ist entspre-

chend § 94 GO zu prüfen, 
 

1. ob der Haushaltsplan eingehalten ist, 
(Die Prüfung erstreckt sich auf alle Haushaltsansätze des Ver-
waltungs- und Vermögenshaushaltes. Dabei ist insbesondere 
festzustellen, ob 
a)  bei über- und außerplanmäßigen Ausgaben die vorgeschrie-

benen Bewilligungen und Genehmigungen vorliegen, 
b)  bei erheblichen Änderungen in den Einnahmen und Ausga-

ben eine Nachtragshaushaltssatzung erlassen worden ist, 
 

 

 
Abschnitt V 

 

Durchführung der Prüfungen 
 
 

§ 14 

 

Prüfung des Jahresabschlusses 

 
(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht mit den dazugehörigen 
Unterlagen sind gemäß § 95 n GO darauf hin zu prüfen, 
 
1. ob der Haushaltsplan eingehalten ist, 
 (Die Prüfung erstreckt sich auf alle Haushaltsansätze. 
 Dabei ist insbesondere festzustellen, ob 

a) bei über- und außerplanmäßigen Aufwendungen die vorge- 
    schriebenen Bewilligungen und Genehmigungen vorliegen, 
b) bei erheblichen Änderungen in den Erträgen und Aufwendun- 
    gen eine Nachtragshaushaltssatzung erlassen worden ist, 
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c)  die besonderen Bestimmungen für die Verfügungsmittel 
und Deckungsreserve (§ 10 GemHVO) eingehalten sind, 

d)  die Übertragung der Haushaltsreste zulässig war (§ 18 
GemHVO)), 
 

2. ob die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch 
vorschriftsmäßig begründet und belegt worden sind, 
 

  3.   ob bei den Einnahmen und Ausgaben sowie bei rechtmäßig 
verfahren worden ist, 

        (hier insbesondere, 
    a) ob die Einnahmen rechtzeitig eingegangen sind und, soweit 

das nicht geschehen ist, mit dem erforderlichen Nachdruck 
und auf sparsame Weise eingezogen worden sind oder wer-
den, 

    b) ob bei den Ausgaben wirtschaftlich verfahren worden ist 
und die Belange der Stadt in jeder Weise gewahrt worden 
sind), 

 
4. ob die Vermögensrechnung einwandfrei geführt worden ist. 

 
(2) Die Prüfung umfasst auch Posten, die als durchlaufende Gelder oder als 
Vorgänge des Vermögensverkehrs nicht im Haushaltsplan erscheinen, aber 
zur Einnahme- und Ausgabewirtschaft gehören. 
 

c) die Haushaltsgrundsätze nach den §§ 10 - 18 GemHVO- 
    Doppik beachtet wurden, 
d) die Übertragbarkeit von Aufwendungen und Auszahlungen  
    (§ 23 GemHVO-Doppik) gegeben war), 

 
2.ob die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vor-
schriftsmäßig begründet und belegt worden sind, 
 
3. ob bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszah-
lungen sowie bei der Vermögens- und Schuldenverwaltung nach den 
geltenden Vorschriften verfahren worden ist,  
 
4. ob das Vermögen und die Schulden richtig nachgewiesen worden 
sind, 
 
5. ob der Anhang zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist, 
 
6. ob der Lagebericht zum Jahresabschluss vollständig und richtig 
ist.  
 
(2) Die Prüfung umfasst auch Posten, die als durchlaufende Gelder 
oder als Vorgänge des Vermögensverkehrs nicht im Haushaltsplan 
erscheinen, aber zur Einnahme- und Ausgabewirtschaft gehören. 

 
 
 
 
 

 
 



18 
 

 
§ 15 

 
Einzelberichte zur Jahresrechnung 

 
(1) Die PrüferInnen fassen die Erläuterungen und Beanstandungen zu den 
Budgets bzw. Unterabschnitten ihrer Prüfungsbereiche in einem Bericht 
zusammen. Der Bericht soll alle Angaben enthalten, die für den Schlussbe-
richt zur Jahresrechnung benötigt werden. Hierzu gehört auch die Feststel-
lung, ob die Gesetze, Verordnungen, Satzungen sowie die allgemeinen 
besonderen Verwaltungsvorschriften beachtet worden sind. 
 
(2) Nach der Prüfung der Jahresrechnung bescheinigen die PrüferInnen, 
„dass die Rechnung nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung und 
dieser Rechnungsprüfungsordnung geprüft und für richtig befunden wor-
den ist und die noch nicht erledigten Beanstandungen weiter verfolgt wer-
den“. 
 

 
§ 15 

 

Einzelberichte zum Jahresabschluss 

 
(1) Die Prüfer/innen fassen die Erläuterungen und Beanstandungen 
zu den Budgets bzw. Produktkonten ihrer Prüfungsbereiche in einem 
Bericht zusammen.  
Der Bericht soll alle Angaben enthalten, die für den Bericht zum Jah-
resabschluss benötigt werden. Hierzu gehört auch die Feststellung, 
ob die Gesetze, Verordnungen, Satzungen sowie die allgemeinen 
besonderen Verwaltungsvorschriften beachtet worden sind. 
Dem Gesamtbericht sind ggf. Einzelberichte beizufügen, soweit diese 
von wesentlicher Bedeutung sind. Eine wesentliche Bedeutung von 
einzelnen Prüfberichten ist insbesondere in Fällen von Korruption, 
Veruntreuung sowie bei bedeutsamen oder vorsätzlichen Verstößen 
gegen Vergabevorschriften oder groben Verstößen gegen die Wirt-
schaftlichkeit gegeben. 
 
(2) Nach der Prüfung des Jahresabschlusses bescheinigen die Prü-
fer/innen, „dass der Abschluss nach den Bestimmungen der Ge-
meindeordnung und dieser Rechnungsprüfungsordnung geprüft und 
für richtig befunden worden ist und die noch nicht erledigten Bean-
standungen weiter verfolgt werden“. 

 
 

 
§ 16 

 
Schlussbericht zur Jahresrechnung 

 
(1) Die Leiterin/der Leiter fasst die Bemerkungen zur Jahresrechnung in 
einem Schlussbericht zusammen. Der Schlussbericht hat einen Überblick 
über die Prüfungstätigkeit und die Prüfungsergebnisse zu geben, wichtige 
Beanstandungen aufzuführen, sowie sich aus der Prüfung ergebende Anre-

 
§ 16 

 

Schlussbericht zum Jahresabschluss 

 
(1) Die Leiterin/der Leiter fasst die Bemerkungen zum Jahresab-
schluss in einem Schlussbericht zusammen.  
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gungen und Vorschläge darzustellen. In dem Schlussbericht muss geklärt 
werden, ob die Rechnung die Geldgeschäfte der Stadt getreulich wieder-
gibt und ob die Einnahmen und Ausgaben mit der Haushaltssatzung in 
Einklang stehen. 
Durch die Prüfung der Vermögensrechnung und ihrer Unterlagen soll fest-
gestellt werden, ob nach den gesetzlichen Vorschriften und den für den 
Nachweis des Vermögens und seiner Kapitalquellen ergangenen weiteren 
Bestimmungen alle Vermögenswerte der Stadt erfasst, nach festen Grunds-
ätzen bewertet und alle Veränderungen im Laufe des Haushaltsjahres rich-
tig und vollständig nachgewiesen sind. 
 
(2) Nach § 94 Abs. 4 GO ist das Vorliegen des Schlussberichts und der 
Jahresrechnung innerhalb von 6 Monaten nach Vorlage des Schlussberichts 
in der Ratsversammlung örtlich bekannt zu machen; danach werden die 
Jahresrechnung und der Schlussbericht öffentlich ausgelegt, soweit nicht 
schutzwürdige Interessen Einzelner entgegenstehen. Auf die öffentliche 
Auslegung ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. Für die örtliche Be-
kanntmachung und die öffentliche Auslegung ist der Fachdienst Haushalt 
und Finanzen zuständig. 
 

In dem Schlussbericht muss geklärt werden, ob die Rechnung die 
Geldgeschäfte der Stadt getreulich wiedergibt und ob die Erträ-
ge/Aufwendungen und Einzahlungen/Auszahlungen mit der Haus-
haltssatzung in Einklang stehen. 
Durch die Prüfung der Vermögensrechnung und ihrer Unterlagen soll 
festgestellt werden, ob nach den gesetzlichen Vorschriften und den 
für den Nachweis des Vermögens und seiner Kapitalquellen ergange-
nen weiteren Bestimmungen alle Vermögenswerte der Stadt erfasst, 
nach festen Grundsätzen bewertet und alle Veränderungen im Laufe 
des Haushaltsjahres richtig und vollständig nachgewiesen sind. 
 
(2) Nach § 95 n Abs. 4 GO ist das Vorliegen des Schlussberichts und 
des Jahresabschlusses sowie der Beschluss der Ratsversammlung 
darüber innerhalb von 6 Monaten nach Vorlage des Schlussberichts 
in der Ratsversammlung örtlich bekannt zu machen. Danach werden 
der Jahresabschluss, der Schlussbericht sowie der Lagebericht öf-
fentlich ausgelegt, soweit nicht schutzwürdige Interessen Einzelner 
entgegenstehen. In der örtlichen Bekanntmachung ist auf die öffent-
liche Auslegung des Schlussberichts, des Jahresabschlusses und La-
geberichts hinzuweisen. Für die Bekanntmachung und die öf-
fentliche Auslegung ist der Fachdienst Haushalt und Finanzen zu-
ständig. 

 

 
§ 17 

 
Prüfung der Kassenvorgänge und -belege 

 
(1) Zur Vorbereitung der Prüfung der Jahresrechnung sind die Belege in 

Stichproben zu prüfen. 
 
(2) Die Prüfung der Kassenvorgänge und -belege umfasst im Einzelnen 
 

a)  die formale Prüfung: 
Sie erstreckt sich auf die Richtigkeit der Form und den Inhalt der 
Kassenanordnungen. 

 

§ 17 

 

Prüfung der Kassenvorgänge und -belege 

 
(1) Zur Vorbereitung der Prüfung des Jahresabschlusses sind 
die Belege in Stichproben zu prüfen. 
 
(2) Die Prüfung der Kassenvorgänge und -belege umfasst im 
Einzelnen 
 

a) die formale Prüfung: 
Sie erstreckt sich auf die Richtigkeit der Form und den Inhalt 
der Kassenanordnungen. 
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b)  die rechnerische Prüfung: 
Sie erstreckt sich auch darauf, ob die Belege rechnerisch richtig sind 
und die Eintragungen in den Kassenbüchern mit den Belegen über-
einstimmen. 

 

c)  die sachliche Prüfung: 
Es ist festzustellen, ob bei den Einnahmen und Ausgaben die Interes-
sen der Stadt gewahrt und die Grundsätze der Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit beachtet worden sind. Im Einzelnen ist zu prüfen, ob 
gekaufte Gegenstände nach Art, Zahl, Maß und Gewicht wirklich so 
ein- und ausgeliefert worden sind, wie es die Belege ausweisen. Es 
ist ferner zu prüfen, ob angegebene Leistungen und Lieferungen voll 
erfüllt sind, weiter, ob die Kassenanordnungen fristgerecht erlassen, 
ob Skonto oder andere Vergünstigungen berücksichtigt sind und ob 
die Einnahmen rechtzeitig und vollständig erhoben wurden. 

 

d)  die Prüfung von Baukosten: 
Die Baukostenrechnungen sind grundsätzlich wie die übrigen Belege 
zu behandeln. Für ihre Prüfung sind bereits während der Bauausfüh-
rung in angemessenem Umfang Ortsbesichtigungen vorzunehmen 
und die Unterlagen der Fachdienste einzusehen, um festzustellen, ob 
die berechneten Leistungen und Lieferungen nach den Bauunterlagen 
vertragsgemäß ausgeführt und die Baustoffe und Materialien voll-
ständig verwendet oder auf Lager genommen sind. 

 

 
b) die rechnerische Prüfung: 
Sie erstreckt sich auch darauf, ob die Belege rechnerisch richtig 
sind und die Ein-tragungen in den Kassenbüchern mit den Be-
legen übereinstimmen. 
 

c) die sachliche Prüfung: 
Es ist festzustellen, ob bei den Erträgen, Aufwendungen, Ein-
zahlungen und Aus-zahlungen die Interessen der Stadt gewahrt 
und die Grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit be-
achtet worden sind. Im Einzelnen ist zu prüfen, ob gekaufte 
Gegenstände nach Art, Zahl, Maß und Gewicht wirklich so ein- 
und ausgeliefert worden sind, wie es die Belege ausweisen. Es 
ist ferner zu prüfen, ob angegebene Leistungen und Lieferun-
gen voll erfüllt sind, weiter, ob die Kassenan-ordnungen frist-
gerecht erlassen, ob Skonto oder andere Vergünstigungen be-
rücksichtigt sind und ob die Einnahmen rechtzeitig und voll-
ständig erhoben wurden. 
 

d) die Prüfung von Baukosten: 
Die Baukostenrechnungen sind grundsätzlich wie die übrigen 
Belege zu behandeln. Für ihre Prüfung sind bereits während der 
Bauausführung in angemessenem Umfang Ortsbesichtigungen 
vorzunehmen und die Unterlagen der Fachdienste einzusehen, 
um festzustellen, ob die berechneten Leistungen und Lieferun-
gen nach den Bauunterlagen vertragsgemäß ausgeführt und 
die Baustoffe und Materialien vollständig verwendet oder auf 
Lager genommen sind. 
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§ 18 

 
Kassenprüfungen und Prüfungen der Werteverwaltung 

 
(1) Nach § 116 Abs. 1 GO hat der FD Rechnungsprüfung die Kassen der 
Stadt und ihrer Eigenbetriebe sowie ihrer Sondervermögen zu überwachen.  
 
(2) Die vorgeschriebenen regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfun-
gen nimmt der FD Rechnungsprüfung nach den Bestimmungen der Ge-
meindekassenverordnung vor. 
 
(3) Die vorstehenden Grundsätze gelten sinngemäß für die Prüfung der 
Werteverwaltung, die sich darauf erstreckt, festzustellen, ob die Bestände 
mit den Kassenbüchern übereinstimmen und sie ordentlich und sicher auf-
bewahrt werden. Die Prüfung soll unvermutet durchgeführt werden. 
 

 
§ 18 

 

Kassenprüfungen und Prüfungen der Werteverwaltung 

 
(1) Nach § 116 Abs. 1 GO hat der FD Rechnungsprüfung die Kassen 
der Stadt und ihrer Eigenbetriebe sowie ihrer Sondervermögen zu 
überwachen.  
 
 
(2) Die vorgeschriebenen regelmäßigen und unvermuteten Kassen-
prüfungen nimmt der FD Rechnungsprüfung nach den Bestimmungen 
der Gemeindekassenverordnung vor. 
 
(3) Die vorstehenden Grundsätze gelten sinngemäß für die Prüfung 
der Werteverwaltung, die sich darauf erstreckt, festzustellen, ob die 
Bestände mit den Kassenbüchern übereinstimmen und sie ordentlich 
und sicher aufbewahrt werden. Die Prüfung soll unvermutet durchge-
führt werden. 

 

 
§ 19 

 
Prüfung auf Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 

 

(1) Der FD Rechnungsprüfung hat bei seinen Prüfungen darauf zu achten, 
ob die Fachbereiche, die Fachdienste, die eigenbetriebsähnlichen Regiebe-
triebe, die Eigenbetriebe, der Personalrat und die Gleichstellungsstelle der 
Stadt bei der Erledigung ihrer Aufgaben die Gesetze und sonstigen Vor-
schriften beachten sowie hinsichtlich ihrer Organisation und Arbeitsweise 
zweckmäßig und wirtschaftlich verfahren. 
 

(2) Insbesondere ist darauf zu achten, ob nicht Einrichtungen unterhalten, 
Stellen aufrechterhalten oder in sonstiger Weise öffentliche Mittel veraus-
gabt werden, die ohne Gefährdung des Verwaltungszwecks eingeschränkt 
oder erspart werden können. 

 
§ 19 

 

Prüfung auf Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und  

Wirtschaftlichkeit 

 
(1) Der FD Rechnungsprüfung hat bei seinen Prüfungen darauf zu 
achten, ob die Fach-dienste, die eigenbetriebsähnlichen Regiebetrie-
be, die Eigenbetriebe, der Personalrat und die Gleichstellungsstelle 
der Stadt bei der Erledigung ihrer Aufgaben die Gesetze und sonsti-
gen Vorschriften beachten sowie hinsichtlich ihrer Organisation und 
Arbeitsweise zweckmäßig und wirtschaftlich verfahren. 
 
(2) Insbesondere ist darauf zu achten, ob nicht Einrichtungen unter-
halten, Stellen aufrechterhalten oder in sonstiger Weise öffentliche 
Mittel verausgabt werden, die ohne Gefährdung des Verwaltungs-
zwecks eingeschränkt oder erspart werden können. 
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§ 20 
 

Prüfung von Vergaben 
 

Die Prüfung erstreckt sich u.a. auf die Feststellung, dass die gesetzlichen 
Bestimmungen, EG-Normen, die Verdingungsordnungen und die Dienst-
anweisung über die Vergabe städtischer  
Aufträge beachtet worden sind. Ferner ist darauf zu achten, dass die Auf-
träge den Vorschriften der GO, der Hauptsatzung und den besonders erteil-
ten Ermächtigungen entsprechend erteilt worden sind. 
 

 
§ 20 

 

Prüfung von Vergaben 

 
Die Prüfung erstreckt sich u.a. auf die Feststellung, dass die gesetzli-
chen Bestimmungen, EG-Normen, die Verdingungsordnungen und 
die Dienstanweisung über die Vergabe städtischer Aufträge beachtet 
worden sind. Ferner ist darauf zu achten, dass die Aufträge den Vor-
schriften der GO, der Hauptsatzung und den besonders erteilten Er-
mächtigungen entsprechend erteilt worden sind. 

 

 
Abschnitt VI 

 

In-Kraft-Treten 
 

§ 21 
 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt am Tage der Beschlussfassung 
durch die Ratsversammlung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Neumünster 
vom 22.08.1991 außer Kraft. 
 
Neumünster, den 06. Juli 2004 
 
 
gez. Unterschrift 
 

(Unterlehberg) 
Oberbürgermeister  

 
Abschnitt VI 

 
In-Kraft-Treten 

 
 

§ 21 

 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt am Tage der Beschlussfas-
sung durch die Ratsversammlung der Stadt Neumünster in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Neumüns-
ter vom 22.06.2004 außer Kraft. 
 
 
Neumünster, den 
 
 

 
 
(Dr. Olaf Tauras) 
Oberbürgermeister 

 


